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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/10131/22

01 - Büro der Oberbürgermeisterin
Frau Kamionka Datum: 

08.06.2022

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Stadtteil Wilschenbruch an das ÖPNV-Netz anbinden" (Antrag der FDP-Frak-
tion vom 08.06.2022, eingegangen am 08.06.2022)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 15.06.2022 Verwaltungsausschuss

Ö 23.06.2022 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

s. Antrag "Stadtteil Wilschenbruch an das ÖPNV-Netz anbinden" (Antrag der FDP-Fraktion 
vom 08.06.2022, eingegangen am 08.06.2022)

Beschlussvorschlag:

s. Antrag "Stadtteil Wilschenbruch an das ÖPNV-Netz anbinden" (Antrag der FDP-Fraktion 
vom 08.06.2022, eingegangen am 08.06.2022)

Anlagen:

Antrag "Stadtteil Wilschenbruch an das ÖPNV-Netz anbinden" (Antrag der FDP-Fraktion vom 
08.06.2022, eingegangen am 08.06.2022)
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:



Frau Oberbürgermeisterin
Claudia Kalisch
Rathaus
21335 Lüneburg

Frank Soldan
Vorsitzender der
FDP-Fraktion im Rat
der Hansestadt Lüneburg
Tel.: 0172 4304242
frank.soldan@fdp-lueneburg.de

FDP Lüneburg
Marie-Curie-Str. 12
21337 Lüneburg

www.fdp-lueneburg.de

Lüneburg, den 08.06.2022 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,

Zur nächsten Sitzung des Rates der Hansestadt Lüneburg am 23.6.22 stellen 
wir den folgenden Antrag:

Verkehrswende voranbringen, ÖPNV ausbauen: Stadtteil Wilschenbruch an 
das ÖPNV-Netz anbinden.

Der Rat der Hansestadt Lüneburg möge beschließen:
Die Hansestadt wird sich beim Landkreis Lüneburg dafür einsetzen, dass der 
Stadtteil Wilschenbruch per Bus direkt zu erreichen ist. Dafür sollen 
Bushaltestellen eingerichtet werden, die weniger als 300 Meter von der 
Wohnbebauung entfernt sind. Ob eine neue Buslinie eingerichtet wird oder 
eine bestehende Linie durch Wilschenbruch führen soll oder eine andere 
Anbindung möglich ist, muss mit dem Landkreis als Träger des ÖPNV 
verhandelt werden.

Begründung:
Zur Zeit gibt es im Stadtteil Wilschenbruch keine Bushaltestellen.
Wer dort wohnt und z. B. in die Innenstadt, zu seiner Arbeitsstelle oder zum 
Bahnhof will, ist auf sein Auto oder sein Fahrrad angewiesen.
Nicht alle Wege lassen sich mit dem Rad erledigen. Die Gründe dafür sind 
vielfältig.
Eine Busanbindung zum ZOB bzw. zur Innenstadt ermöglicht den Umstieg auf 
öffentliche Verkehrsmittel, weg vom MIV.
Wer die Verkehrswende ernsthaft will, muss den Menschen Angebote 
machen, die zu einem Umstieg auf andere Verkehrsmittel weg vom eigenen 
Auto beitragen können.

Für die Fraktion
Frank Soldan

mailto:frank.soldan@fdp-lueneburg.de
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 a) Dez. III 
 
 b) Frau Oberbürgermeisterin Kalisch 
 
 
 Antrag der FDP-Fraktion vom 25.05.2022 zur Sitzung des Rates am 23.06.2022 
 „Verkehrswende voranbringen, ÖPNV ausbauen: Stadtteil Wilschenbruch an das ÖPNV-

Netz anbinden“ 
 
 Stellungnahme der Verwaltung 
 
 Wie im Antrag richtig formuliert wurde, muss die Mobilitätswende für alle Menschen Angebote 

schaffen, sich klimagerecht fortbewegen zu können. Die Stadt setzt hier vor allem auf den Umwelt-
verbund. Ziel ist, eine angemessene Fuß- und Radwegeinfrastruktur und ein flächendeckendes, 
verlässliches und gut getaktetes ÖPNV-Netz zu schaffen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Auf-
gabenträger für den ÖPNV der Landkreis Lüneburg ist, dem es damit auch obliegt, ein bedarfsge-
rechtes Grundangebot für den Stadtbusverkehr bereitzustellen und insbesondere auch zu finan-
zieren.  

 
 Aus dem Stadtteil Wilschenbruch ist eine Anbindung an ÖPNV derzeit nicht nach dem Lüneburg-

Standard innerhalb von 300 Metern gewährleistet. Vielmehr ist eine Distanz von bis zu 1.200 Me-
tern zur nächsten Bushaltestelle hinzunehmen.  

 
 Dies liegt derzeit in erster Linie an der Tonnagen-Beschränkung der Amselbrücke (bis zu 12 t) und 

der Höheneinschränkung des Tunnels im Pirolweg. Die Amselbrücke wird nach derzeitiger Planung 
im Jahr 2024 erneuert werden, in diesem Zuge soll auch die Gewichtsbeschränkung für die neue 
Brücke entfallen. 

 
 Demnach ist derzeit nur eine Bedienung mit kleineren und möglicherweise flexibleren Bedienformen 

möglich. Eine Betrachtung und Bewertung solcher Systeme werden in dem vom Landkreis geplanten 
Mobilitätsgutachten eine tragende Rolle spielen. Darüber hinausgehende und vorgezogene Überlegun-
gen müssten zunächst im Mobilitätsgrundsatzausschuss vorberaten werden. 

 
 Diese Stellungnahme wurde mit dem Fachdienst 45 – Mobilität – des Landkreises Lüneburg abge-

stimmt. 
 
 Kosten für die Erarbeitung der Stellungnahme: 60,00 € 
 
 
 
 Pusch 
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